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Stellungnahme des Wissenschaftlichen Beirats 
beim BMF – „US-Inflation Reduction Act: 
Implikationen für Europa“

	● Der Beirat rät davon ab, dass die Europäische Union (EU) mit neuen Subventionsprogrammen 
auf den IRA reagieren sollte. Mehr schuldenfinanzierte Ausgaben infolge eines Subventions-
wettlaufs würden in der EU den Inflationsdruck verstärken und die Geldpolitik veranlassen, die 
Zinsen zu erhöhen.

	● Außerdem empfiehlt er, dass die EU keine Handelshemmnisse im Bereich der für die Dekarbo-
nisierung wichtigen Güter einführen sollte. In Zeiten von Angebotsverknappungen und Liefer-
schwierigkeiten wäre eine Abschottung des heimischen Markts in besonderer Weise selbstschä-
digend.

	● Gutachten und Stellungnahmen des unabhängigen Wissenschaftlichen Beirats sind als Beitrag 
zum allgemeinen Diskurs zu verstehen und geben nicht notwendigerweise die Meinung des 
BMF wieder.

	● Es handelt sich beim folgenden Artikel um die Kurzfassung einer Stellungnahme des Wissen-
schaftlichen Beirats. Die Langfassung wurde auf der Website des BMF veröffentlicht.1

Die Debatte über den 
Inflation Reduction Act

Die Verabschiedung des Inflation Reduction Act 
(IRA) in den USA im August  2022 hat in Europa 
eine intensive Debatte darüber ausgelöst, ob der 
Industriestandort Europa bedroht ist. Der IRA be-
inhaltet Subventionen für Industrien im Bereich 
des Klimaschutzes, kombiniert mit protektionis-
tischen Elementen, die Unternehmen mit Stand-
orten in Ländern ohne US-Freihandelsabkommen 
benachteiligen. Das wirft die Frage auf, ob die  EU 
ihrerseits protektionistische Maßnahmen ergreifen 
oder ein Freihandelsabkommen mit den USA an-
streben sollte.

1  https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20230661

Die Diskussion über den IRA ist darüber hinaus im 
Kontext der veränderten geopolitischen Lage und 
wachsender Sorgen über Abhängigkeiten der euro-
päischen Wirtschaft von Importen wichtiger Güter 
zu sehen. Dieser Beitrag diskutiert, wie die europäi-
schen Staaten auf den IRA reagieren sollten.

Was sind die Inhalte des IRA?

Beim IRA handelt es sich um ein komplexes Geset-
zeswerk, dessen Kern in Subventionen und Steuer-
gutschriften für die Produktion klimafreundlicher 
Energien und für Investitionen in Anlagen für die 
Herstellung klimafreundlicher Güter wie Wärme-
pumpen, Batterien oder Solarzellen sowie Zuschüs-
sen für Elektroautos besteht. Das geplante Volumen 
dieser Subventionen beträgt 369  Mrd.  US-Dol-
lar über einen Zeitraum von zehn Jahren. Die Sub-
ventionen sind in vielen Fällen daran gebunden, 
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dass die Produkte in den USA hergestellt werden 
oder in Ländern, die mit den USA ein Freihandels
abkommen abgeschlossen haben (Local-Con-
tent-Klauseln). Hinzu kommen Steuererhöhungen 
für Unternehmen, darunter die Einführung einer 
Mindeststeuer auf Gewinne von Unternehmen ab 
1 Mrd. US-Dollar Umsatz.

Folgen für Europa und 
Deutschland

Es ist damit zu rechnen, dass der IRA die Kapital- 
und Handelsströme zwischen Europa und den USA 
beeinflussen wird. Soweit in Europa Produkte her-
gestellt werden, die unter die Förderung fallen, ent-
stehen auch für europäische Unternehmen neue 
Absatzchancen. Das gilt allerdings nur in dem Um-
fang, in dem diese Produkte nicht durch Local-Con-
tent-Klauseln von der Förderung ausgeschlossen 
sind. Diese Klauseln schaffen Anreize für europä-
ische Firmen, Produkte für den amerikanischen 
Markt in größerem Umfang in den USA herzustel-
len oder sogar in den USA hergestellte und geför-
derte Produkte zu exportieren, auch nach Europa.

Subventionen für saubere 
Technologien in der EU und 
den USA

Sowohl in der EU als auch in den USA existierten 
schon vor dem IRA umfangreiche Subventionspro-
gramme zur Förderung der Dekarbonisierung der 
Wirtschaft. Diese Programme sind in der EU aller-
dings deutlich ausgeprägter. Vor allem die Förde-
rung erneuerbarer Energien ist in der EU deutlich 
stärker ausgeprägt als in den USA, auch unter Be-
rücksichtigung des IRA (s. a. Tabelle 1).

Ein ähnliches Bild ergibt sich, wenn man allein die 
Mittel betrachtet, die durch den Fonds Next Gene-
ration EU (NGEU) bereitgestellt werden sollen. Der 
Umfang dieses Fonds liegt nach aktuellen Preisen 
bei gut 800 Mrd. Euro, die schon bis zum Jahr 2026 
ausgegeben werden sollen. Mindestens 37  Pro-
zent dieser Mittel, also 296  Mrd.  Euro, fließen in 
die sogenannte grüne Transformation. Hinzu kom-
men vielfältige Förderungen auf der Ebene der 
Mitgliedstaaten.

Ziele der Förderung „sauberer“ 
Industrien

In der Diskussion um neue Subventionstöpfe wird 
nicht immer deutlich gemacht, was das Ziel dieser 
Subventionen ist. Im Fall des IRA geht es um Klima-
schutz, aber auch um verschiedene Aspekte der In-
dustriepolitik bis hin zu geoökonomischen Überle-
gungen. Für eine rationale Reaktion seitens der EU 
ist es wichtig, für Klarheit über die Ziele zu sorgen, 
die mit dieser Reaktion verfolgt werden.

Erwartete Subventionen für die Dekarbonisierung 2022 bis 2031

USA EU

Prämie E-Autos 7.500 US-Dollar 6.000 Euro

Dekarbonisierung Industrieproduktion 37 Mrd. US-Dollar 35 Mrd. Euro

Erneuerbare Energien 208 Mrd. US-Dollar 800 Mrd. Euro

Quelle: Kleimann, D., N. Poitiers, A. Sapir, S., Tagliapietra, N. Véron, R. Veugelers und J. Zettelmeyer (2023), How Europe should answer 
the US Inflation Reduction Act, Bruegel Policy Contribution Issue n˚04/23|February 2023

Tabelle 1
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Senkung von 
Treibhausgasemissionen

In den USA liegt zumindest das erklärte Ziel des 
IRA darin, Treibhausgasemissionen zu senken. In 
Europa wird dieses Ziel zumindest im Industrie-
bereich stärker als in den USA durch Steuern und 
Regulierungen verfolgt, insbesondere durch den 
CO2-Emissionszertifikatehandel.

Wenn die USA im Rahmen des IRA ihre Anstren-
gungen zum Abbau von Treibhausgasemissionen 
verstärken, ist dies aus der Sicht der EU zu begrü-
ßen, denn Klimaschutz ist ein globales öffentliches 
Gut. Dass die  EU nun ihrerseits ihre Anstrengun-
gen erhöhen oder ihre Klimaschutzpolitik ändern 
sollte, folgt daraus jedoch nicht.

Standortwettbewerb um 
Industrieansiedlungen

Im Rahmen des internationalen Standortwettbe-
werbs um industrielle Investitionen setzen sowohl 
die USA als auch die EU eine Reihe von Instrumen-
ten ein. Der IRA bringt allerdings keine flächende-
ckende Verbesserung der steuerlichen Standortbe-
dingungen in den USA mit sich, sondern eher eine 
Kombination aus Steuererhöhungen und Steuer-
senkungen, die letztlich zu Steuermehreinnahmen 
führen soll. In den durch den IRA geförderten Be-
reichen wird es per saldo sicherlich attraktiver, in 
den USA zu investieren, in anderen Bereichen we-
gen der Steuererhöhungen jedoch eher weniger at-
traktiv. Dabei ist allerdings zu bedenken, dass die 
USA im Jahr 2017 mit dem Tax Cuts and Jobs Act die 
Unternehmenssteuern deutlich gesenkt und inso-
fern den Steuerwettbewerb verstärkt haben.

Dass die europäischen Staaten darauf achten, ihre 
Wettbewerbsfähigkeit bei den allgemeinen steuer-
lichen Rahmenbedingungen zu wahren, ist wich-
tig. Sich in der internationalen Standortkonkur-
renz auf einen Subventionswettbewerb um die 

Ansiedlung einzelner Industrieprojekte einzu-
lassen, ist allerdings riskant. Das kann leicht dazu 
führen, dass die Subventionszahlungen des Stand-
orts, der sich letztlich durchsetzt, höher sind als der 
Nutzen für den Standort, der sich aus dem Projekt 
ergibt.

Förderung von Forschung, 
Entwicklung und Innovation im 
Bereich der Dekarbonisierung

Subventionen für Erforschung, Entwicklung und 
erste industrielle Anwendungen neuer Technolo-
gien sind gut begründbar. Hier können positive ex-
terne Effekte in der Form entstehen, dass innova-
tive Projekte es anderen Unternehmen erlauben, 
zu lernen und Kosten zu reduzieren. Derartige Sub-
ventionen sollten allerdings in wettbewerblichen 
Verfahren vergeben werden.

Geostrategie und 
Versorgungssicherheit

Subventionen für Industrien, die Produkte für die 
Dekarbonisierung herstellen, werden auch mit 
geostrategischen Überlegungen gerechtfertigt. Es 
wird argumentiert, die Verfügbarkeit von Produk-
ten wie etwa Solarzellen sei von strategischer Be-
deutung, die aktuelle starke Abhängigkeit von Im-
porten beispielsweise aus China problematisch.

Ein derzeit intensiv diskutiertes Beispiel für Versor-
gungsrisiken im Kontext geopolitischer Spannun-
gen ist die Halbleiterindustrie. In Europa wird dies 
zum Anlass genommen, um hohe Subventionen 
für die Ansiedlung von Chipfabriken zu zahlen. Ta-
belle 2 gibt einen Überblick über drei Projekte, die 
in Deutschland für öffentliche Diskussionen ge-
sorgt haben.
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Subventionen und Industrieansiedlungen in der Halbleiterindustrie

Pro Arbeitsplatz werden hier öffentliche Mittel in 
der Größenordnung bis hin zu Beträgen zwischen 
500.000 Euro und 1. Mio. Euro eingesetzt. Nun wird 
im Fall der Halbleiterindustrie nicht das Ziel ver-
folgt, Arbeitsplätze zu schaffen. Es geht darum, an-
gesichts der geopolitischen Spannungen zwischen 
China und Taiwan die Versorgungssicherheit zu 
gewährleisten. Dennoch verdeutlichen die Zah-
len, dass eine Förderung in dieser Größenordnung 
schnell an finanzielle Grenzen stößt und die Sub-
ventionierung einzelner industrieller Projekte fis-
kalisch sehr teuer werden kann. 

Bei Gütern im Bereich der Dekarbonisierung ist 
darüber hinaus zu bedenken, dass die Abhängig-
keit von Importen und die Anfälligkeit für geopo-
litische Spannungen hier eine andere Qualität hat 
als beispielsweise die Abhängigkeit von Gasimpor-
ten aus Russland vor dem Ukraine-Krieg oder die 
Abhängigkeit von Chiplieferungen. Ein Wegfall von 
Solarzellenimporten aus China würde die Energie-
produktion nicht zum Stillstand bringen, sondern 
allenfalls die Erhöhung der Kapazitäten im Bereich 
der Fotovoltaik verzögern. Das sind Versorgungs-
probleme, die kurzfristig deutlich weniger gravie-
rend sind. Insofern relativiert sich die Dringlich-
keit, die Versorgung durch die hochsubventionierte 
inländische Produktion zu sichern.

Wirtschaftspolitische 
Empfehlungen

In der Debatte über mögliche Reaktionen der  EU 
auf den IRA wird oft gefordert, die europäische In-
dustrie solle durch neue Subventionsprogramme 
im Bereich des Klimaschutzes unterstützt werden. 
Eine Lockerung der EU-Beihilferegeln könne mehr 
Spielräume für nationale Subventionsprogramme 
schaffen. In diesem Kontext wird allerdings argu-
mentiert, die finanziell bessergestellten Mitglied-
staaten könnten dann höhere Subventionen als 
andere zahlen, mit negativen Folgen für den euro-
päischen Binnenmarkt. Deshalb sei es notwendig, 
auf EU-Ebene neue, schuldenfinanzierte Subventi-
onstöpfe einzurichten.

Diese Begründung für neue Subventionspro-
gramme auf EU-Ebene ist fragwürdig. Mit den Mit-
teln von NGEU und der europäischen Regional- 
und Kohäsionspolitik stehen den EU-Staaten mit 
unterdurchschnittlicher Wirtschaftskraft bereits 
erhebliche Mittel zur Verfügung.

Aus makroökonomischer Perspektive ist zu be-
denken, dass mehr schuldenfinanzierte Ausgaben 
in der EU die Inflation in die Höhe treiben und die 
Geldpolitik zwingen würden, die Zinsen stärker zu 
erhöhen. Das würde zur Verdrängung von Investi-
tionen in anderen Sektoren führen.

Projekt und Investor

Investitions
summe 

(Mrd. Euro)
Subventionen 

(Mrd. Euro)

Arbeits 
plätze  

(geplant)

Subvention pro 
Arbeitsplatz

(Euro)

Anteil  
Subventionen an 

Investitionssumme  
(in Prozent) Sonstiges

Magdeburg, Intel 17 6,8 10.000 680.000 40 Intel verlangt 
Erhöhung der 

Subventionen auf 
10 Mrd. Euro

Ensdorf, Saarland, 
Wolfspeed, 
ZF Friedrichshafen

2,75 0,5 1.000 500.000 18

Dresden, Infineon 5 1 1.000 1.000.000 20

Quelle: Presseberichte

Tabelle 2

58



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Juni 2023

A
na

ly
se

n 
un

d 
Be

ric
ht

e

Stellungnahme des Wissenschaftlichen Beirats beim BMF – „US-Inflation Reduction Act: Implikationen für Europa“

Der IRA ist auch als ein Maßnahmenpaket zu se-
hen, das aus der politischen Not geboren ist. Hohe 
Steuern auf den CO2-Ausstoß oder ein effektiver 
CO2-Emissionsrechtehandel, wie er in Europa exis-
tiert, sind in den USA derzeit politisch offenbar 
nicht durchsetzbar. Insofern bleibt dort nur die Op-
tion einer Subventionspolitik, um beim CO2-Ziel 
weiterzukommen. Europa hat hier deutlich mehr 
Spielraum für effektive Maßnahmen, die direkt am 
CO2-Ausstoß anknüpfen, und hat diese in der Ver-
gangenheit auch implementiert.

Insgesamt sollte die EU daher nicht mit neuen Sub-
ventionsprogrammen auf den IRA reagieren. Statt-
dessen ist zu empfehlen, die existierenden Pro-
gramme im Hinblick auf ihre Konsistenz und 
Effektivität zu überprüfen und sie gegebenenfalls 
anzupassen. Dies kann die Umwidmung von Mit-
teln beinhalten. Die  EU sollte die Aufmerksam-
keit stärker darauf richten, die Dekarbonisierung 

in Europa effizient voranzutreiben sowie spezifi-
sche Potenziale zur Steigerung der Wettbewerbs-
fähigkeit der europäischen Wirtschaft zu heben, 
insbesondere durch die Beschleunigung von Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren, die Verbes-
serung der grenzüberschreitenden Infrastrukturen, 
die allgemeine Senkung der Belastung durch Steu-
ern und Regulierungen und nicht zuletzt durch die 
Vertiefung des europäischen Binnenmarkts.

Es ist zu begrüßen, dass die EU, was die protektio-
nistischen Elemente des IRA angeht, mit den USA 
in Verhandlungen steht. Die EU sollte selbst jedoch 
keine Handelshemmnisse im Bereich der für die 
Dekarbonisierung wichtigen Güter einführen. Dies 
würde die ohnehin sehr aufwändige Transforma-
tion nur verzögern und verteuern. In Zeiten von 
Angebotsverknappungen und Lieferschwierigkei-
ten wäre eine Abschottung des heimischen Markts 
in besonderer Weise selbstschädigend.
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